
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Simone Barrientos, Dr. Petra Sitte, 
Doris Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/17667 –

Arbeitsbedingungen in Museen und Gedenkstätten

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Am 21. Januar 2020 veröffentlichte das „Netzwerk für faire Arbeitsbedingun-
gen in Museen und Gedenkstätten“ einen öffentlichen Brief, den sie an die Be-
auftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, Monika Grütters, den 
Senator für Kultur und Europa des Landes Berlin, Klaus Lederer, sowie die 
Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Brandenburg, 
Manja Schüle, adressierten (https://geschichte-wird-gemacht.org/). In dem 
Brief fordern die Unterzeichnenden eine faire Entlohnung, soziale Absiche-
rung und mehr Mitbestimmung in Museen und Gedenkstätten. Ferner werden 
die zu niedrige Gehaltseinstufung von pädagogischen und museumsfachlichen 
Angestellten, der Kostendruck bei Neuausschreibungen von notwendigen 
Dienstleistungen, zu gering bezahlte Werkverträge und Honorarverträge sowie 
unbezahlte Vorbereitung und Nachbereitung pädagogischer Arbeit kritisiert 
(ebd.). Die Erstunterzeichnenden arbeiten an mehr als 70 Einrichtungen in 
Berlin und Brandenburg, darunter auch Einrichtungen, die durch Bundesgel-
der finanziert bzw. bezuschusst werden (https://geschichte-wird-gemacht.org/u
eber-uns/).

Aus Sicht der Fragestellenden nehmen die Gedenkstätten und Museen eine be-
deutende Rolle in unserer Gesellschaft ein. Sie ordnen historische Ereignisse 
ein und interpretieren diese, sie prägen unser Geschichtsverständnis, generie-
ren Wissen, sind Orte der Begegnung und des Lernens. Das „Netzwerk für fai-
re Arbeitsbedingungen in Museen und Gedenkstätten“ schreibt in dem offenen 
Brief: „Gedenkstätten, Geschichtsmuseen und Erinnerungsorte genießen in 
Deutschland ein hohes Ansehen und haben eine wichtige gesellschaftliche 
Funktion. Anlässlich runder Jahrestage dienen sie als Orte der symbolischen 
Abgrenzung von Diktatur und Unfreiheit sowie der demokratischen Selbstver-
gewisserung. Und nicht nur zu Jahrestagen gelingt in der täglichen Kommuni-
kation mit den Besucherinnen und Besuchern ein Stück demokratische Ausei-
nandersetzung mit der Gesellschaft, mit Geschichte und Gegenwart.“ Aus Per-
spektive der Fragestellenden sollte sich diese hohe gesellschaftliche Bedeu-
tung auch in einer Wertschätzung der vor Ort arbeitenden Menschen wider-
spiegeln. Die Fragestellenden sind der Ansicht, dass die derzeitigen Arbeitsbe-
dingungen an und für Gedenkstätten und Museen diese Wertschätzung nicht 
zum Ausdruck bringen und teilweise ausbeuterische Arbeitsbedingungen vor-
liegen. Honorarkräfte an Museen und Gedenkstätten müssen eine sehr hohe 
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Qualifikation und ein breites Profil anbieten, erhalten jedoch nach Einschät-
zung der Fragestellenden in der Regel geringe Honorare, Vorbereitung und 
Nachbereitung pädagogischer Einheiten sind meist unbezahlt, verpflichtende 
Fortbildungen an den Einrichtungen werden oft nicht entlohnt und müssen 
teilweise von den Honorarkräften bezahlt werden. (Vgl. https://www.gedenkst
aettenforum.de/nc/stellenangebote/stellenangebot/news/bildungsreferentinne
n_und_bildungsreferenten/ und https://geschichte-wird-gemacht.org/). Ange-
stellte haben zuweilen immer wieder befristete Verträge oder sind nicht ent-
sprechend des Aufgabenprofils im Tarifvertrag eingruppiert und erhalten, ge-
messen an Leistung und Verantwortung, eine nicht angemessene Bezahlung 
(https://geschichte-wird-gemacht.org/).

Die Bundesregierung finanziert Gedenkstätten und Museen mit Bundesmit-
teln. Die Fragestellenden gehen davon aus, dass Bundesgelder nicht für aus-
beuterische Arbeitsbedingungen eingesetzt werden sollten. Die Kleine Anfra-
ge soll diese Annahme überprüfen und nach Hintergründen der Finanzierung 
und sozialen Standards in den Einrichtungen fragen.

1. Sind der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien die 
Forderungen aus dem Offenen Brief, veröffentlicht vom „Netzwerk für 
faire Arbeitsbedingungen in Museen und Gedenkstätten“, bekannt?

Wenn ja, in welcher Form hat die Beauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien bereits auf den Offenen Brief reagiert, bzw. welche 
Reaktion ist geplant?

2. Hat eine mögliche Prüfung der Forderungen des Offenen Briefs durch die 
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien bereits Ergebnis-
se erzielt?

Wenn ja, was sind die Ergebnisse der Prüfung?

3. Steht die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien mit dem 
Netzwerk für faire Arbeitsbedingungen in Museen und Gedenkstätten im 
Austausch?

Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Der Offene Brief des „Netzwerks für faire Arbeitsbedingungen in Museen und 
Gedenkstätten“ ist der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medi-
en (BKM) bekannt. Er wurde mit Schreiben vom 4. März 2020 durch den 
Amtschef der BKM beantwortet. BKM begrüßt, dass sich die Berufsgruppe der 
Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten an Berliner und Brandenburger 
Gedenkstätten und Museen vernetzen und gemeinsame Interessen formulieren. 
Die in dem Offenen Brief formulierten Forderungen betreffen u. a. bezogen auf 
die Art der Beschäftigung und die Aufgaben in den verschiedenen Einrichtun-
gen sehr unterschiedliche Fallgestaltungen, die differenziert zu betrachten sind. 
Vor diesem Hintergrund wird in der Antwort der BKM darauf hingewiesen, 
dass es grundsätzlich in der Verantwortung der jeweiligen Einrichtung liege, im 
Rahmen der rechtlichen Vorgaben über den Einsatz von freien Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und den Abschluss befristeter Arbeitsverträge zu entscheiden. 
Die BKM regt in der Antwort an, dass die Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner auf der Grundlage weiter konkretisierter und substantiierter Empfehlungen 
mit den Einrichtungen ins Gespräch kommen. Im nächsten Schritt sei dann eine 
Befassung der Aufsicht führenden Gremien der Einrichtungen denkbar, in de-
nen auch die mit dem Offenen Brief adressierten Zuwendungsgeber mitberaten. 
Der BKM ist es ein kulturpolitisches Anliegen, sich für angemessene Beschäf-
tigungsbedingungen im Kulturbereich einzusetzen. Als Zuwendungsgeberin 
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unterstützt sie die geförderten Einrichtungen in diesem Sinne im Rahmen der 
Möglichkeiten.

4. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Personalkosten an 
den mit Bundesmitteln finanzierten bzw. mit Bundesmitteln geförderten 
Gedenkstätten und Museen (bitte nach Institutionen für die Jahre 2015 bis 
einschließlich 2019 aufschlüsseln)?

Eine Aufstellung der Personalkosten anhand der Wirtschaftspläne der Museen 
und Gedenkstätten im Zuständigkeitsbereich der BKM ist als Anlage 1* beige-
fügt.

5. Über wie viele Arbeitskräfte (AK) verfügen nach Kenntnis der Bundes-
regierung die mit Bundesmitteln finanzierten bzw. mit Bundesmitteln ge-
förderten Gedenkstätten und Museen (bitte nach Institutionen sowie nach 
besetzten und unbesetzten Planstellen für die Jahre 2015 bis einschließlich 
2019 aufschlüsseln)?

Es wird davon ausgegangen, dass „Planstellen“ nicht im haushaltsrechtlichen 
Sinne ausschließlich Beamtenstellen meint, sondern dass auch sonstige „Stel-
len“ erfragt sind. Eine Auflistung der Stellen bzw. Planstellen in den Museen 
und Gedenkstätten im Zuständigkeitsbereich der BKM ist als Anlage 2* beige-
fügt.

6. Wie viele Planstellen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung nach 
Ausscheiden der AK nicht umgehend wiederbesetzt, bzw. wie viele Plan-
stellen sind aufgrund einer fehlenden Wiederbesetzung unbesetzt (bitte 
nach Institution, Grund der Nichtwiederbesetzung einer Planstelle für die 
Jahre 2017 bis einschließlich 2019 aufschlüsseln)?

7. Wie viele der in Frage 5 gezählten AK sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung befristet angestellt, bzw. wie viele Planstellen sind mit befriste-
ten AK besetzt (bitte nach Institutionen für die Jahre 2015 bis einschließ-
lich 2019 aufschlüsseln)?

a) In welchen Fällen werden in befristeten Beschäftigungsverhältnissen 
Regelaufgaben übernommen?

b) Aus welchen Gründen werden Regelaufgaben von befristeten Beschäf-
tigten wahrgenommen?

c) Wie viele befristete Stellen wurden in unbefristete Stellen umgewan-
delt (bitte nach Institutionen für die Jahre 2015 bis einschließlich 2019 
aufschlüsseln)?

d) Wie viele AK haben Klagen vor Arbeitsgerichten gegen ihren Arbeit-
geber auf Festeinstellung eingereicht (bitte jeweils nach Institutionen, 
Anzahl der erfolgreichen Klagen, der nicht erfolgreichen Klagen für 
die Jahre 2015 bis einschließlich 2019 aufschlüsseln)?

Die Fragen 6 bis 7d werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet
Es wird davon ausgegangen, dass mit Arbeitskräften diejenigen Personen ge-
meint sind, die in einem Arbeits- bzw. Dienstverhältnis zu den Einrichtungen 
stehen. Es wird zudem weiter davon ausgegangen, dass neben „Planstellen“ 

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18379 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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auch sonstige „Stellen“ erfragt sind. Eine Aufschlüsselung für die einzelnen 
Einrichtungen ist als Anlage 2*  beigefügt. Der BKM liegen im Übrigen keine 
Angaben zu Wiederbesetzungen bzw. zur Anzahl befristeter Arbeitsverhältnisse 
bzw. zu etwaigen Vakanzen auf den jeweiligen Stellen vor.

8. An welchen der von Bundesmitteln finanzierten bzw. mit Bundesmitteln 
geförderten Gedenkstätten und Museen werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung Aufträge für Dienstleistungsverträge an externe Firmen 
vergeben?

a) Um welche Arten von Dienstleistungen handelt es sich hierbei?

b) Welche sozialen Mindeststandards werden bei der Ausschreibung ge-
fordert?

c) Wie hoch ist der Anteil der freihändigen Auftragsvergabe von mit 
Bundesmitteln finanzierten bzw. mit Bundesmitteln geförderten Ge-
denkstätten und Museen (bitte jeweils anteilig nach Institution für die 
Jahre 2015 bis einschließlich 2019 aufschlüsseln)?

Die Fragen 8 bis 8c werden gemeinsam beantwortet
In den Zuwendungsbescheiden der BKM wird grundsätzlich auf die Beachtung 
des Vergaberechts hingewiesen. Die Vergaberechtsordnung ermöglicht es 
grundsätzlich auch, soziale Aspekte zu berücksichtigen. Im Rahmen der Ver-
wendungsnachweisprüfung wird die Einhaltung des Vergaberechts überprüft. 
Eine systematische Erfassung der Bundesmittel für externe Dienstleister ist je-
doch kein Bestandteil der haushaltsrechtlichen Verwendungsnachweisprüfung.

9. An welchen der von Bundesmitteln finanzierten bzw. mit Bundesmitteln 
geförderten Gedenkstätten und Museen werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung Honorarkräfte und freie Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die Werkverträge haben, beauftragt?

An welchen der genannten Gedenkstätten und Museen werden Honorar-
kräfte und freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Werkverträge haben, 
für pädagogische Arbeit beauftragt?

Es ergibt sich aus der besonderen Wirkungsweise von Gedenkstätten und Mu-
seen, dass sie für spezifische Vorhaben Werkverträge abschließen.

10. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die für Honorarkräfte 
verwendeten Sachmittel (bitte nach Institution für die Jahre 2015 bis ein-
schließlich 2019 aufschlüsseln)?

Der BKM liegen hierzu keine umfassenden Angaben vor.

11. Wie viele Honorarkräfte sowie freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mit einem Werkauftrag bzw. Dienstleistungsauftrag waren nach Kenntnis 
der Bundesregierung jeweils zum Stichtagen 1. Juli sowie 31. Dezember 
an Institutionen, die Bundesmittel erhalten, tätig (bitte nach Institution 
und jeweils Art der Tätigkeit für die Jahre 2015 bis einschließlich 2019 
aufgeschlüsselt)?

Auf die Antwort zu Frage 10 wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18379 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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12. Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung durch Institutionen, die 
Bundesmittel erhalten, geprüft und sichergestellt, dass es sich bei den 
Honorarkräften bzw. freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Werk-
verträgen nicht um Scheinselbstständige im Sinne von § 7 Absatz 1 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) handelt?

Bei den von der BKM geförderten Museen und Gedenkstätten handelt es sich 
um rechtlich selbständige Einrichtungen. Es liegt grundsätzlich in der Verant-
wortung der jeweiligen Einrichtung, im Rahmen rechtlicher Vorgaben über den 
Einsatz von Honorarkräften bzw. freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu 
entscheiden. Die BKM erhebt hierzu keine Daten. Bei der Prüfung von Förder-
anträgen wird in Bezug auf die Notwendigkeit und Angemessenheit einer Zu-
wendung im Wege einer Plausibilitätskontrolle darauf geachtet, dass der Ein-
satz freier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Honorarkräfte zu angemesse-
nen Bedingungen erfolgt.

13. Wie viele Honorarkräfte bzw. freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 
Werkverträgen haben auf Grundlage von § 7a Absatz 1 Satz 1 SGB IV 
bei der Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund ein Sta-
tusfeststellungsverfahren beantragt (bitte jeweils nach Institution für die 
Jahre 2015 bis einschließlich 2019 aufschlüsseln, in wie vielen Fällen 
wurde von der Clearingstelle der DRV-Bund eine Sozialversicherungs-
pflicht festgestellt)?

Auf die Antwort zu Frage 10 wird verwiesen.

14. Welche der Institutionen, die Bundesmittel erhalten, verfügen nach 
Kenntnis der Bundesregierung über eine gültige Honorarordnung für Ho-
norarkräfte?

15. Welche der Institutionen, die Bundesmittel erhalten, verfügen nach 
Kenntnis der Bundesregierung über einen Betriebsrat oder Personalrat?

16. In welchen der Institutionen, die Bundesmittel erhalten, gilt nach Kennt-
nis der Bundesregierung ein Tarifvertrag?

a) Um welche Tarifverträge handelt es sich jeweils?

b) Für welche Berufsgruppen hat der jeweilige Tarifvertrag Gültigkeit?

c) Wie viele AK haben gegen ihre Eingruppierung vor Arbeitsgerichten 
geklagt (bitte nach Institutionen, Anzahl der erfolgreichen Klagen, 
der nicht erfolgreichen Klagen für die Jahre 2015 bis einschließlich 
2019 aufschlüsseln)?

Die Fragen 14 bis 16c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet
Eine Aufschlüsselung für die einzelnen Einrichtungen ist als Anlage 3* beige-
fügt. Die Gültigkeit der Tarifverträge für die Berufsgruppen ist in den jeweili-
gen Tarifverträgen geregelt.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18379 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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17. An welchen der Institutionen, die Bundesmittel erhalten, sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung Honorarkräfte und freie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die Werkverträge haben, in die betriebliche Mitbestim-
mung eingebunden?

Betriebliche Mitbestimmung wird über Personalvertretungen bzw. Betriebsräte 
sichergestellt. Öffentlich-rechtliche Institutionen, die Bundesmittel erhalten, 
sind in rechtlicher Hinsicht sowohl als Bundeseinrichtungen als auch als Lan-
deseinrichtungen organisiert. In Landeseinrichtungen gilt das Landespersonal-
vertretungsrecht. Bezogen auf die bundesrechtlichen Einrichtungen gilt das 
Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG). Für Institutionen, die zwar Bun-
desmittel erhalten, aber privatwirtschaftlich organisiert sind, finden sich Rege-
lungen im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVfG). Beschäftigte im Sinne des 
BPersVG sind gemäß § 4 Absatz 1 die Beamten und Arbeitnehmer einschließ-
lich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. Im Personalvertretungsrecht 
gilt wie im Betriebsverfassungsrecht (§ 5 BetrVfG) der allgemeine arbeitsrecht-
liche Begriff des Arbeitnehmers. Der Arbeitsvertrag ist in § 611a des Bürgerli-
chen Gesetzbuches (BGB) geregelt. In einigen Landespersonalvertretungsge-
setzen wird der Begriff des Arbeitnehmers weiter gefasst und bezieht auch ar-
beitnehmerähnliche Personen im Sinne des § 12a des Tarifvertragsgesetzes mit 
ein. Hierunter können unter bestimmten Voraussetzungen auch Personen fallen, 
die aufgrund von Werkverträgen tätig sind. Angaben über etwaige Einbindung 
von Honorarkräften bzw. freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in die be-
triebliche Mitbestimmung in den einzelnen Landeseinrichtungen liegen der 
BKM nicht vor.

18. Wie plant die Kulturstaatsministerin konkret, faire Arbeitsbedingungen 
in Museen und Gedenkstätten zu erreichen?

Auf die Antworten zu den Fragen 1 bis 3 sowie 12 wird verwiesen.

19. Ist beabsichtigt, die Fragen der Beschäftigungsverhältnisse sowie der 
Einkommen und sozialen Absicherung der Selbständigen an Museen, 
Gedenkstätten und anderen Kultureinrichtungen in die Berichterstattung 
des nächsten Kulturfinanzberichtes aufzunehmen?

Nein.
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